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Sehr geehrte Damen und Herren,  
verehrte Freunde des Löwenstein-Forschungsvereins e.V.,  
 
das Jahr 2019 mit seinen vielfältigen Themen geht seinem Ende zu. Der Löwenstein-
Forschungsverein möchte Dank sagen. Dank an jene, die so zahlreich zu unseren Veranstaltungen 
gekommen sind. Bei 19 Veranstaltungen im Laufe des Jahres kamen mehr als eintausendein-
hundert Besucherinnen und Besucher. Wir danken jenen, die unsere Arbeit durch Spenden und 
andere Aktivitäten so freundlich und beständig unterstützt haben. Dank gilt allen Beteiligten im 
zurückliegenden „Festival“ zu „100 Jahre Pausa  100 Jahre Bauhaus“ auf Seiten der Stadt, der 
Verwaltung, der Jugendmusikschule, des Theaters Lindenhof, der ART Mössingen, der Hans-
Mayer-Gesellschaft, des Teams vom Café Chamäleon, des Teams vom Café Pausa und vieler 
„unsichtbarer“ Hände. Gemeinsam haben wir dazu beigetragen, dass die Namen Flora und Artur 
Löwenstein, Helene und Felix Löwenstein, Doris Angel und Harold Livingston nicht in 
Vergessenheit geraten. Wir freuen uns auf das neue Jahr und auf die Arbeit für die neue 
„Forschungs- und Archivstelle Artur und Felix Löwenstein.“ Wir wünschen friedliche Feiertage 
und einen guten Einstieg in das kommende Jahr!  
 
 
+++ Buch-Neuerscheinung der Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württemberg:  
       Ausgrenzung  Raub  Vernichtung. NS-Akteure und „Volksgemeinschaft“ gegen  
       die Juden in Württemberg und Hohenzollern 1933 bis 1945 
 
Die Enteignung der jüdischen Bevölkerung und die Vernichtung ihrer wirtschaftlichen Existenz 
durch die Nationalsozialisten gelten als die wohl umfassendste Raubaktion in der neueren 
Geschichte Europas. Wie wurde dieser Prozess in Württemberg und Hohenzollern 
vorangetrieben? Dies untersucht die Publikation „Ausgrenzung – Raub – Vernichtung. NS-Akteure 
und ‚Volksgemeinschaft‘ gegen die Juden in Württemberg und Hohenzollern 1933 bis 1945“, die 
bei der Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württemberg erschienen ist. Herausgeber 
des fast 600 Seiten starken Werks sind Heinz Högerle und Dr. Martin Ulmer vom 
Gedenkstättenverbund Gäu-Neckar Alb e. V. sowie Dr. Peter Müller vom Landesarchiv Baden-
Württemberg. Gemeinsam haben sie die Ergebnisse des Forschungsprojekts gebündelt, zu dem 
28 Historikerinnen und Historiker und Aktive an Gedenkstätten mit ihren langjährigen 
Recherchen beigetragen haben. 
 
Der reich bebilderte, mit umfassenden Quellenangaben und einem Register versehene Band 
schließt wichtige Forschungslücken zur Ausplünderung der jüdischen Bevölkerung in der Region. 
Die Publikation bietet einen chronologischen Überblick über die Flut an scheinlegalen 
Verordnungen und Erlassen, mit denen der jüdischen Bevölkerung nach und nach die 
Lebensgrundlagen entzogen wurden. Sie leuchtet zugleich das effiziente System wechselseitiger 



Radikalisierungs- und Steuerungsmaßnahmen aus, mit denen Partei, Bürokratie, Wirtschaft und 
„Volksgemeinschaft“ die Ausraubung vorantrieben. Deutlich wird auch, wie begrenzt die 
Möglichkeiten zur Gegenwehr waren. Die Publikation zeichnet Einzelschicksale von Händlern, 
Unternehmern, Freiberuflern und ganz allgemein von jüdischen Bürgerinnen und Bürgern nach. 
Für die Betroffenen standen Flucht oder Deportation am Ende dieses menschenverachtenden 
Verfolgungsprozesses. 
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Buchangaben: Heinz Högerle, Peter Müller und Martin Ulmer [Hrsg.] im Auftrag des 
Gedenkstättenverbund Gäu-Neckar-Alb e. V., des Landesarchivs Baden-Württemberg und der 
Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württemberg: „Ausgrenzung – Raub – Vernichtung. 
NS-Akteure und ‚Volksgemeinschaft‘ gegen die Juden in Württemberg und Hohenzollern 1933 bis 
1945“, Stuttgart 2019. (Das Buch kann im Webshop der Landeszentrale für politische Bildung 
Baden-Württemberg (LpB) zum Preis von 18 EUR zzgl. Versand (www.lpb-bw.de/shop) bestellt 
werden. Weitere Informationen zum Forschungsprojekt und zum Buch auf: 
www.gedenkstaetten-bw.de). Das Buch kann auch beim Löwenstein-Forschungsverein e.V. 
(scherer@talheimer.de) bezogen werden.  
 
 
+++ Auszüge aus der Rede von Bundeskanzlerin Angela Merkel zum zehnjährigen Bestehen  
       der Stiftung Auschwitz-Birkenau am 6. Dezember 2019 in Auschwitz 
 
Bei ihrem ersten Besuch in der Gedenkstätte zur Erinnerung an die deutschen Verbrechen im 
Konzentrationslager Auschwitz-Birkenau hielt die Kanzlerin eine bemerkenswerte Rede. Hier ein 
paar Auszüge:  
 
„Heute hier zu stehen und als deutsche Bundeskanzlerin zu Ihnen zu sprechen, fällt mir alles 
andere als leicht. Ich empfinde tiefe Scham angesichts der barbarischen Verbrechen, die hier 
von Deutschen verübt wurden Verbrechen, die die Grenzen alles Fassbaren überschreiten. Vor 
Entsetzen über das, was Frauen, Männern und Kindern an diesem Ort angetan wurde, muss man 
eigentlich verstummen. Denn welche Worte könnten der Trauer gerecht werden, der Trauer um 
all die vielen Menschen, die hier gedemütigt, gequält und ermordet wurden? Und dennoch: So 
schwer es an diesem Ort, der wie kein anderer für das größte Menschheitsverbrechen steht, 
auch fällt: Schweigen darf nicht unsere einzige Antwort sein. Dieser Ort verpflichtet uns, die 
Erinnerung wachzuhalten. Wir müssen uns an die Verbrechen erinnern, die hier begangen 
wurden, und sie klar benennen. Auschwitz dieser Name steht für den millionenfachen Mord an 
den Jüdinnen und Juden Europas, für den Zivilisationsbruch der Shoa, dem sämtliche 
menschlichen Werte zum Opfer fielen. Auschwitz steht auch für den Völkermord an den Sinti 
und Roma Europas, für das Leid und die Ermordung von politischen Gefangenen und Vertretern 
der Intelligenz in Polen, von Widerstandskämpfern, von Kriegsgefangenen aus der Sowjetunion 
und anderen Ländern, von Homosexuellen, von Menschen mit Behinderungen sowie unzähligen 
anderen Menschen aus ganz Europa. Das Leiden der Menschen in Auschwitz, ihr Tod in den 
Gaskammern, Hunger, Kälte, Seuchen, qualvolle pseudomedizinische Versuche, Zwangsarbeit bis 



zur völligen Erschöpfung  was hier geschah, lässt sich mit Menschenverstand nicht erfassen. 
[…]  
An die Verbrechen zu erinnern, die Täter zu nennen und den Opfern ein würdiges Gedenken zu 
bewahren das ist eine Verantwortung, die nicht endet. Sie ist nicht verhandelbar; und sie 
gehört untrennbar zu unserem Land. Uns dieser Verantwortung bewusst zu sein, ist fester Teil 
unserer nationalen Identität, unseres Selbstverständnisses als aufgeklärte und freiheitliche 
Gesellschaft, als Demokratie und Rechtsstaat. […]  
Vor 70 Jahren trat das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland in Kraft. Darin flossen die 
Lehren aus den Schrecken der Vergangenheit ein. Aber wir wissen auch: Die unantastbare Würde 
des Menschen, Freiheit, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit so kostbar diese Werte auch sind, 
so verletzlich sind sie auch. Deshalb müssen wir diese grundlegenden Werte immer wieder aufs 
Neue festigen und verbessern, schützen und verteidigen im täglichen Zusammenleben ebenso 
wie im staatlichen Wirken und politischen Diskurs. In diesen Tagen ist das keine Rhetorik. In 
diesen Tagen ist es nötig, das deutlich zu sagen. Denn wir erleben einen besorgniserregenden 
Rassismus, eine zunehmende Intoleranz, eine Welle von Hassdelikten. Wir erleben einen Angriff 
auf die Grundwerte der liberalen Demokratie und einen gefährlichen Geschichtsrevisionismus 
im Dienste einer gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit. Besonders richten wir unser 
Augenmerk auf den Antisemitismus, der jüdisches Leben in Deutschland, in Europa und darüber 
hinaus bedroht. […]  
Wir alle tragen Verantwortung. Und zu dieser Verantwortung gehört auch das Gedenken. Wir 
dürfen niemals vergessen. Einen Schlussstrich kann es nicht geben und auch keine Relativierung. 
[…]  
Doch nichts kann die Menschen, die hier ermordet wurden, zurückbringen. Nichts kann diese 
präzedenzlosen Verbrechen ungeschehen machen. Diese Verbrechen sind und bleiben Teil der 
deutschen Geschichte. Diese Geschichte muss erzählt werden, immer und immer wieder, damit 
wir aufmerksam bleiben, damit sich solche Verbrechen auch nicht in Ansätzen wiederholen 
können, damit wir gegen Rassismus und Antisemitismus in all ihren widerwärtigen 
Erscheinungen entschlossen vorgehen. Diese Geschichte muss erzählt werden, damit wir heute 
und morgen die Würde eines jeden Menschen bewahren und damit wir den Opfern ein ehrendes 
Andenken bewahren. […]  
 
Wer die Rede in voller Länge lesen möchte, nutze folgenden Link:  
https://www.bundeskanzlerin.de/bkin-de/aktuelles/rede-von-bundeskanzlerin-merkel-zum-
zehnjaehrigen-bestehen-der-stiftung-auschwitz-birkenau-am-6-dezember-2019-in-auschwitz-
1704518  
(Wenn sich der Link nicht öffnen lässt, bitte den gesamten Link kopieren und in die www-Zeile einfügen. Dann klappts.) 

 
 
Mit freundlichen Grüßen  
Irene Scherer, Welf Schröter  
Herausgebende des elektronischen Informationsrundbriefes  
zur Wirkung und Bedeutung der Löwenstein’schen Pausa  
scherer@talheimer.de  
schroeter@talheimer.de  
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